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BUNDESPRÄSIDIALAMT BERLIN, 13. September 2022 

Spreeweg 1 

Geschäftszeichen: Z5 — 125 — 20-3-1/2022 
{bei Zuschriften bitte angeben) 

Herrn 

Arne Semsrott 

c/o Open Knowledge Foundation 

Deutschland e.V 

Singerstraße 109 

10179 Berlin 

Betr.: Zugang zu Informationen des Bundespräsidialamtes nach dem 
Informationsfreiheitsgesetz (IFG) 

Bezug: Ihr Antrag über www.fragdenstaat.de [4257604] vom 23. August 2022 

Sehr geehrter Herr Semsrott, 

mit Ihrem o.g. Antrag haben Sie eine Zusendung sämtlicher Dokumente begehrt, die sich mit der 

Frage befassen, ob eine Entziehung von Verdienstorden gem. $ 4 des Gesetzes über Titel, Orden 

und Ehrenzeichen auch nach dem Tod einer ausgezeichneten Person möglich ist. 

Zu Ihrem Antrag ergeht folgender 

BESCHEID: 

Den beantragten Informationszugang lehne ich — kostenfrei — ab. 

Begründung: 

Ihr Antrag auf Informationszugang in Form der Zusendung sämtlicher Dokumente bezüglich der 

posthumen Entziehung von Verdienstorden ist abzulehnen, da kein Anspruch nach dem 

Informationsfreiheitsgesetz besteht. 

  

Briefanschrift: Bundespräsidialamt 11010 Bertin, Internet: hitp://www.bundespraesident.de 
E-Mail: poststelle@bpra.bund.de 

De-Mail: poststelle@bpra.de-mail.de 

Telefon: (030) 2000 -O Behördennetz: (030) 18 200-0 
Telefax: (030) 2000 - 1999 Behördennetz: (030) 18 200 - 1999 

Informationen zur Datenverarbeitung im Zusammenhang mit Zuschriften an den Bundespräsidenten und/oder das Bundespräsidialamt sowie zu Ihren 
Rechten finden Sie in der Datenschutzerklärung auf der Internetseite des Bundespräsidenten (www.bundespräsident.de).
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$ 1 Absatz 1 des Informationsfreiheitsgesetzes (IFG) gewährt zwar einen Anspruch auf Zugang 

zu amtlichen Informationen. Der Anspruch umfasst jedoch nur die Aufgaben der öffentlichen 

Verwaltung. Dem unterfallen gerade nicht die Wahrnehmung der verfassungsrechtlichen 

Aufgaben durch den Bundespräsidenten, ebenso wenig wie die Vorbereitungen präsidentieller 

Akte des Bundespräsidenten durch das Bundespräsidialamt. Um solche präsidentiellen Akte 

handelt es sich indes bei der Verleihung und Entziehung von Orden durch den Bundespräsidenten. 

In der Folge unterliegen Informationen im Zusammenhang mit der Ausübung des Ordensrechts, 

insbesondere auch die Vorbereitung der Entscheidung über eine Ordensentziehung, nicht dem 

IFG. 

Dies macht im Übrigen auch die Gesetzesbegründung zum IFG (BT-Drs. 15/4493) deutlich, wenn 

es dort heißt (S. 8, Hervorhebungen hinzugefügt): „Auch die Tätigkeit des Bundespräsidialamtes 

fällt in der Regel nicht _in_den Anwendungsbereich_des Gesetzes, insbesondere nicht die   

Vorbereitung präsidentieller Akte des Bundespräsidenten und die vom Bundespräsidenten 

delegierten Akte. Zu diesen zählen zum Beispiel die verfassungsrechtlichen Prüfungsbefugnisse im 

Rahmen des Artikels 82 Abs. 1 GG, die Ausübung des Gnadenrechts gemäß Artikel 60 Abs. 2 GG 

oder die Ausübung des Ordensrechtes. “   

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monates nach seiner Bekanntgabe 

Widerspruch erheben. Der Widerspruch ist beim Bundespräsidialamt, Spreeweg 1, 10557 Berlin, 

einzulegen. 

Mit freundlichen Grüßen


